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Innenministerium
des Landes

Schleswig-Holstein

Staatssekretär

An den
Vorsitzenden des
Innen- und Rechtsausschusses  
beim Schleswig-Holsteinischen Landtag 
Herrn Werner Kalinka, MdL 
Landeshaus

24105 Kiel

Kiel, den 14. November 2008 

Illegaler Datenhandel; 
Bericht über die Ergebnisse des Datenschutzgipfels sowie über den Sach- und Ver-
fahrensstand der Änderung des BDSG auf Bundesebene 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,  

in der Sitzung des Innen- und Rechtsausschusses am 24.September 2008 wurde im 
Zusammenhang mit dem Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Illegaler 
Datenhandel – (Drs. 16/2224) das Innenministerium gebeten, dem Ausschuss einen 
schriftlichen Bericht über die Ergebnisse des Datenschutzgipfels sowie über den 
Sach- und Verfahrensstand auf Bundesebene zuzuleiten. Ich komme dieser Bitte 
hiermit nach. 

1. Gesetzentwurf zur Änderung des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) 
Die Bundesregierung hatte im August d.J. einen Gesetzentwurf zur Änderung des BDSG 
vorgelegt, weil das derzeitige Gesetz der steigenden Bedeutung von Auskunfteien in einer 
immer anonymer werdenden Geschäftswelt und ihrer Nutzung durch immer weitere Bran-
chen nicht mehr ausreichend Rechnung trägt. Aufgrund der bestehenden intransparenten 
Verfahrensweisen der Auskunfteien ist es für die Betroffenen zunehmend schwerer, die 
Entscheidungen der Geschäftspartner nachvollziehen zu können.  
Ziel des Gesetzentwurfes ist daher, den Einsatz von sog. Scoringverfahren zu regeln. 
Hierbei handelt es sich um mathematisch-statistische Verfahren zur Berechnung der 
Wahrscheinlichkeit, mit der eine bestimmte Person ein bestimmtes Verhalten zeigen wird. 
Diese Verfahren werden in erster Linie zur Bewertung der Kreditwürdigkeit der Betroffenen 
verwendet. Darüber hinaus sollen mit dem Gesetzentwurf die Informations- und Auskunfts-
rechte der Betroffenen gestärkt werden und durch die Einführung spezifischer Erlaubnis-
tatbestände für die Datenverarbeitung durch Auskunfteien mehr Rechtssicherheit geschaf-
fen werden.
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Durch zwischenzeitlich bekannt gewordene Fälle von Datenmissbrauch und illegalem Da-
tenhandel ist während des Gesetzgebungsverfahrens ein zusätzlicher Änderungsbedarf 
des BDSG entstanden. Auch in Schleswig-Holstein war ein gravierender Datenmiss-
brauchsfall aufgetreten. Die Verbraucherzentrale SH hatte am 11.08.2008 dem Unabhän-
gigen Landeszentrum für Datenschutz (ULD) eine CD aus einem Lübecker Callcenter ü-
bergeben, auf der mehr als 17.000 Personendatensätze mit Namen, Adresse, Geburtsda-
tum, Telefonnummer und Kontoverbindung gespeichert sind. 

Im Rahmen des weiteren Gesetzgebungsverfahrens wurden von den Ländern zahlreiche 
Anträge zur Änderung des BDSG gestellt. Schleswig-Holstein hatte im Innenausschuss 
des Bundesrates einen Entschließungsantrag gestellt, folgende zusätzliche datenschutz-
rechtliche Aspekte zu berücksichtigen: 

 die Datenweitergabe für Werbezwecke unter Einwilligungsvorbehalt zu stellen, um 
die Betroffenen künftig vor Datenmissbrauch zu schützen, 

 ein sog. Kopplungsverbot auszusprechen, dass ein Vertragabschluss nicht von der 
Zustimmung zur Nutzung von Daten abhängig gemacht werden, die für die Ver-
tragsabwicklung nicht benötigt werden und 

 eine gesetzliche Klarstellung zu fordern, dass das Datenschutzrecht verbraucher-
schützenden Charakter hat. 

Der Antrag ist in die Stellungnahme des Bundesrates zu dem Gesetzentwurf eingeflossen. 

2. Datenschutzgipfel 
Aus Anlass der bekannt gewordenen Vorkommnisse beim geschäftsmäßigen Handel mit 
personenbezogenen Daten fand am 04.09.2008 im Bundesministerium des Innern ein sog. 
"Datenschutzgipfel" mit den für den Datenschutz zuständigen Institutionen aus Bund und 
Ländern statt. Teilnehmer auf Bundesebene waren das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Technologie, das Bundesministerium für Justiz, das Bundesministerium für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz sowie der Bundesbeauftragte für den Daten-
schutz und die Informationsfreiheit. Auf Seiten der Länder waren der Vorsitzende der 
Ständigen Konferenz der Innenminister und –senatoren der Länder und Vertreter der Auf-
sichtsbehörden der Länder für den Datenschutz im nicht-öffentlichen Bereich vertreten. 

Im Ergebnis vereinbarten die Beteiligten folgende Eckpunkte zur Änderung des BDSG: 

 Die Nutzung und Übermittlung personenbezogener Daten zu Zwecken des Adress-
handels soll zukünftig nur noch mit ausdrücklicher Einwilligung der Betroffenen 
möglich sein. Das derzeit geltende sog. „Listenprivileg“, das eine grundsätzliche Er-
laubnis zur Weitergabe bestimmter personenbezogener Daten zu Werbezwecken 
und zur Markt- und Meinungsforschung (ohne Einwilligung des Betroffenen) enthält, 
soll abgeschafft werden. 

 Es wird ein sog. „Kopplungsverbot“ für marktbeherrschende Unternehmen einge-
führt. Die Erbringung einer Leistung darf nicht mehr an die Einwilligung des Betrof-
fenen geknüpft werden, seine personenbezogenen Daten für vertragsfremde Zwe-
cke zu erheben, zu verarbeiten oder zu nutzen. Die Preisgabe soll nur erfolgen, 
soweit die Kenntnis dieser Daten für die Abwicklung des mit dem Betroffenen ge-
schlossenen Vertrages zwingend erforderlich ist. 

 Die Bußgeldtatbestände für Verstöße gegen das Datenschutzrecht sollen erweitert 
werden. Hierzu gehört die Ergänzung von Straf- und Bußgeldtatbeständen, um 
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Strafbarkeitslücken zu schließen, aber auch ggf. die Erhöhung des Bußgeldrah-
mens.

 Es sollen Möglichkeiten zur Abschöpfung unrechtmäßiger Gewinne aus illegaler 
Datenverarbeitung geschaffen werden. Den Verantwortlichen soll kein wirtschaftli-
cher Vorteil aus Rechtsverstößen bleiben. 

Neben diesen Eckpunkten wurde darüber hinaus die Prüfung folgender Punkte vereinbart: 

 Stärkung der Stellung der betrieblichen Datenschutzbeauftragten 
 Einführung einer Kennzeichnungspflicht für die Herkunft personenbezogener Daten 
 Einführung einer Informationspflicht bei Datenschutzpannen. 

Es wurde u.a. beschlossen, eine offene Länderarbeitsgruppe mit den für den Datenschutz 
im nicht-öffentlichen Bereich zuständigen Stellen einzurichten, die auch Verbesserungs-
möglichkeiten in der Vollzugspraxis der Aufsichtsbehörden prüfen sollte. 
Der Bundesinnenminister kündigte ferner an, mit Blick auf die bekannt gewordenen Da-
tenschutzprobleme ein Datenschutzauditgesetz vorzulegen. 

3. Offene Länderarbeitsgruppe 
Die Arbeitsgruppe unter Vorsitz des Landes Brandenburg sollte sich mit der Frage be-
schäftigen, ob und wenn ja welche Möglichkeiten von den Ländern für eine Änderung des 
BDSG gesehen werden. Ferner sollten, unabhängig vom Änderungsbedarf, etwaige Män-
gel in der Vollzugspraxis untersucht und Vorschläge der Behebung von Vollzugsdefiziten 
unterbreitet werden. Auf eine im Vorfeld durchgeführte Umfrage des Vorsitzlandes hat das 
Innenministerium nach Beteiligung des ULD im schriftlichen Verfahren Vorschläge zum 
Novellierungsbedarf des BDSG und zur Beseitigung von Vollzugsdefiziten mitgeteilt. 
Die Arbeitsgruppe, an der Vertreter aus 12 Ländern bzw. der Datenschutzaufsichtsbehör-
den sowie Vertreter vom Bundesbeauftragten für Datenschutz und die Informationsfreiheit 
teilgenommen haben, hat am 20.10.2008 einen Abschlussbericht dem Bundesinnenminis-
terium vorgelegt.
Der Bericht (Anlage) enthält u.a. folgende wesentliche Ergebnisse zur Änderung des 
BDSG:
 Einschränkung bei der Erhebung, Speicherung, Nutzung und Übermittlung personen-

bezogener Daten, damit Unternehmen nur noch Daten verarbeiten, die für die Ver-
tragsabwicklung erforderlich sind, 

 Streichung des sog. Listenprivilegs für Zwecke der Werbung, Markt- und Meinungsfor-
schung und des Adresshandels. Bei einer Datennutzung für Werbezwecke soll die der-
zeitige Widerspruchsmöglichkeit des Verbrauchers durch eine schriftliche Einwilli-
gungserklärung ersetzt werden, 

 Einführung eines gesetzlichen Kopplungsverbots, wonach der Abschluss von Verträ-
gen nicht von der Einwilligung des Verbrauchers in die Datenverarbeitung zu vertrags-
fremden Zwecken abhängig gemacht werden darf, 

 Verbesserung der Dokumentations- und Informationspflichten über Herkunft, Verwen-
dung, Empfänger und Zugriffe auf Datenbanken, 

 Einführung einer Kennzeichungspflicht über die Herkunft der Daten, 
 Stärkung der Stellung des betrieblichen Datenschutzbeauftragten, z.B. durch Kündi-

gungsschutz und Fortbildungsanspruch, 
 Einführung einer Informationspflicht  bei Datenschutzpannen, 
 Stärkung der Eingriffsbefugnisse der Aufsichtsbehörden, indem die derzeitigen Befug-

nisse bei festgestellten technischen oder organisatorischen Mängeln auf materielle 
Mängel erweitert werden, 
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 Erweiterung der Bußgeldtatbestände bei Datenschutzverstößen, um besser auf die 
Einhaltung der Datenschutzbestimmungen hinwirken zu können, 

 Antragsrecht der Aufsichtsbehörden bei Straftaten nach den §§ 201-204 StGB. 

Die Ergebnisse der Länderarbeitsgruppe decken sich in vielen Punkten mit den Forderun-
gen und Prüfbitten des Bundesrates in seiner Stellungnahme vom 19.09.2008 im laufen-
den Gesetzgebungsverfahren zur Änderung des BDSG (BR-Drs. 548/08-Beschluss). Die 
Bundesregierung hat in ihrer Gegenäußerung vom 15.10.2008 (Drs. 16/10581) zugesagt, 
dass sie die Forderungen und Prüfbitten in einem weiteren Gesetzgebungsverfahren ein-
beziehen wird.
Auch mit Blick auf die bekannt gewordenen Datenschutzprobleme in der Telekommunika-
tionsbranche soll ein Datenschutzauditgesetz vorgelegt werden. 
Die Ständige Konferenz der Innenminister und –senatoren der Länder befasst sich am 
20./21.11.2008 u.a. mit dem Bericht der offenen Länderarbeitsgruppe. 

4. Weiterer Gesetzentwurf zur Änderung des BDSG und zur Regelung des Daten-
schutzaudits (Referentenentwurf) 
Mit E-Mail vom 23.10.2008 hat das BMI kurzfristig den Entwurf eines Artikelgesetzes zur 
Änderung des BDSG und zur Regelung des Datenschutzaudits den Ländern zur Stellung-
nahme übersandt.
Der weitere Entwurf zur Änderung des BDSG (Artikel 1) berücksichtigt die anlässlich des 
„Datenschutzgipfels“ am 04.09.2008 vereinbarten Eckpunkte für eine Änderung des BDSG 
und hat diese weitgehend umgesetzt, wie: 

 die Einwilligung der Betroffenen zur Datenverarbeitung für Werbezwecke (Strei-
chung des sog. Listenprivilegs), 

 Einführung eines begrenzten sog. Kopplungsverbotes für marktbeherrschende Un-
ternehmen,

 Erweiterung und Erhöhung der Bußgeldtatbestände sowie Regelungen, dass bei 
Rechtsverstößen dem Verantwortlichen kein wirtschaftlicher Vorteil verbleibt, 

 Festschreibung von Fort- und Weiterbildungsmöglichkeiten von betrieblichen Da-
tenschutzbeauftragten,

 Informationspflicht bei unrechtmäßiger Kenntniserlangung von Daten. 

Darüber hinaus beinhaltet der Gesetzentwurf ein Datenschutzauditgesetz (Artikel 2), 
wonach Anbieter von Datenverarbeitungssystemen und –programmen ihr Datenschutz-
konzept und ihre technische Einrichtung auf freiwilliger Basis prüfen und bewerten lassen 
können. Es handelt sich nicht um ein zweistufiges Verfahren, wie es in Schleswig-Holstein 
praktiziert wird, sondern um eine Auditierung durch zugelassene private Kontrollstellen. 
Ein beim Bundesbeauftragten für den Datenschutz und die Informationsfreiheit gebildeter 
Datenschutzauditausschuss (u.a. bestehend aus Vertretern des Bundes, der Länder, der 
Aufsichtsbehörden für den Datenschutz im nicht-öffentlichen Bereich, der Unternehmen 
und Verbände) soll Richtlinien zur Verbesserung des Datenschutzes und der Datensicher-
heit erlassen. Ein Datenschutzauditsiegel soll vergeben werden können, wenn die geprüf-
ten Datenschutzkonzepte und die technischen Einrichtungen u.a. die Richtlinien des Da-
tenschutzauditausschusses erfüllen. Die privaten Kontrollstellen sollen von den Aufsichts-
behörden der Länder überwacht werden. 
Nach Beteiligung des ULD hat das Innenministerium in der Stellungnahme vom 
30.10.2008 gegenüber dem Bundesinnenministerium geantwortet, dass der neuerliche 
Gesetzentwurf im Hinblick auf die Änderungen des Bundesdatenschutzgesetzes (Artikel 1) 
in weiten Teilen zu begrüßen ist, weil die anlässlich des „Datenschutzgipfels“ am 
04.09.2008 vereinbarten Eckpunkte für eine Änderung des BDSG weitgehend umgesetzt 
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wurden. Der Bericht der Länderarbeitsgruppe enthält aber eine Vielzahl von Vorschlägen, 
die keine Berücksichtigung in dem vorliegenden Gesetzentwurf gefunden haben. Dazu 
gehören insbesondere, 

 die Stärkung der Eingriffsbefugnisse der Aufsichtsbehörden, indem auch materiell 
unzulässige Datenverarbeitungsverfahren untersagt werden können, 

 die Stärkung des betrieblichen Datenschutzbeauftragten durch eine Regelung zum 
Kündigungsschutz,

 die Einführung einer Kennzeichnungspflicht über die Herkunft der Daten, 
 die Schaffung weiterer Bußgeldtatbestände, wie z.B. die fehlende Unterrichtung des 

Betroffenen bei Datenerhebungen, das Nichterstellen eines Verfahrensverzeichnis-
ses oder fehlende Vorgaben bei Auftragsdatenverarbeitung. 

Der Gesetzentwurf sollte daher hinsichtlich der Ergebnisse der Länderarbeitsgruppe 
nochmals überarbeitet werden. 

Zu dem Bundesdatenschutzauditgesetz (Artikel 2) des Gesetzentwurfes wurde angemerkt, 
dass die Erwartungen an ein praktikables, transparentes und zuverlässiges Auditierungs-
verfahren leider nicht erfüllt werden. Ferner sei bedauerlich, dass das in Schleswig-
Holstein erfolgreich praktizierte zweistufige Verfahren nicht berücksichtigt wurde. 
Die vorgesehene Auditierung durch zugelassene private Kontrollstellen könne zu einer 
fehlenden Akzeptanz der überprüften Produkte führen, da eine Qualitätssicherung nicht 
unmittelbar gegeben sei. Diese würde erst durch die vorgesehene Überwachung der Kon-
trollstellen durch die zuständigen Aufsichtsbehörden erfolgen können. Damit würde aber 
das Datenschutzaudit als präventives Instrument seine Wirkung verfehlen. Ferner erhiel-
ten die Aufsichtsbehörden zusätzliche Überwachungsaufgaben. 
Darüber hinaus sollte auch die Einrichtung eines Datenschutzauditausschusses dahinge-
hend überdacht werden, ob nicht eine weniger bürokratische Lösung möglich wäre. 

Es bleibt zunächst abzuwarten, inwieweit die Stellungnahmen der Länder in dem neuerli-
chen Gesetzentwurf (Referentenentwurf) berücksichtigt werden. Das Innenministerium 
wird sich auch weiterhin für notwendige durchgreifende Änderungen des BDSG zur Ver-
hinderung von Datenmissbrauch einsetzen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Ulrich Lorenz 

Anlagen: 1 






























